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Erledigte 

Traktanden: 1 bis 6 

 

Entschuldigt Ammann Reto, Kreuzlingen 

  Bétrisey Karin, Kesswil 

  Frei Barbosa Michaela, Aadorf 

  Greber Kenny, Weinfelden 

  Ricklin Judith, Kreuzlingen 

  Senn-Bieri Ursula, Weinfelden 

  Stutz Raphael, Sirnach 

 

Vorzeitig weggegangen: 

11.25 Uhr Keller Heinz, Kradolf 

11.35 Uhr Vogel Simon, Frauenfeld 

11.40 Uhr Martin Roger, Romanshorn 

11.45 Uhr Indergand Aline, Altnau 

  Strähl-D'Ambrosio Raffaella, Siegershausen 

 

Präsident: Nach der WEGA und der OLMA ist vor der WEGA und der OLMA, so sagt man 

doch. Sind wir Thurgauerinnen und Thurgauer uns doch die grossen und beliebten Ost-

schweizer Messen nicht nur gewohnt, sondern sie gehören bereits wieder der Vergangen-

heit an. Ich hoffe, viele von Ihnen hatten das Vergnügen, dem einen oder anderen Event 

einen Besuch abzustatten. Die Herbstferienzeit ist ebenfalls vorbei. Also halten wir uns 

nicht weiter mit Floskeln und Nebensächlichkeiten auf, sondern legen gleich los. Bei einer 

ambitiösen Traktandenliste ist das sicherlich richtig. 

 

Besonders begrüsse ich heute Morgen alle Gesuchstellerinnen und Gesuchsteller für das 

Kantonsbürgerrecht, die den Akt ihrer Einbürgerung hier im Ratssaal auf der Zuschauer-

tribüne und wegen der Platzverhältnisse auch gegenüber im Traubensaal verfolgen, dort 

via Livestream. Wir freuen uns, und das meine ich wirklich so, über Ihre Anwesenheit und 

Ihr Interesse und wünschen Ihnen einen angenehmen Besuch. Besten Dank an die Kan-

tonsräte Mathias Dietz und Jacob Auer, welche die Einführung der Gesuchstellerinnen und 

Gesuchsteller in den Ratsbetrieb vorgenommen haben. 

 

Ebenfalls speziell begrüssen möchte ich Urs Weber, Frank Zellweger und Stephan Zlabin-

ger, die sich heute zur Wahl in die Rekurskommission in Anwaltssachen stellen. Ich danke 

Ihnen hierfür und wünsche, natürlich diplomatisch, allen dreien viel Erfolg, wohlwissend, 

dass es heute nur einen Sieger geben kann. 
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Stimmenzählerin Judith Ricklin lässt sich für heute entschuldigen. Das Ratsbüro schlägt 

Ihnen sein Mitglied Lukas Madörin als Ersatzstimmenzähler für die heutige Sitzung vor. Er 

würde damit bei der traktandierten geheimen Wahl der Rekurskommission zum Einsatz 

kommen. Stillschweigend genehmigt. Kantonsrat Lukas Madörin ist damit als Stimmen-

zähler für die heutige Sitzung gewählt. 

 

Ebenfalls entschuldigen muss sich heute Regierungsrat Dominik Diezi, der aufgrund einer 

wichtigen Medienkonferenz abwesend ist. 

 

Ich stelle die heutige Tagesordnung zur Diskussion. Stillschweigend genehmigt. 
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1. Amtsgelübde von Kantonsrat Markus Bürgi (24/WA 18/53) 

 

Präsident: Per 30. September 2024 ist alt Kantonsrat Anders Stokholm aus dem Rat zu-

rückgetreten. Sein Nachfolger ist Kantonsrat Markus Bürgi aus Stettfurt. Das Ratsbüro hat 

bei Kantonsrat Markus Bürgi die Frage der Unvereinbarkeit gemäss § 29 Abs. 2 der Kan-

tonsverfassung und gemäss den diesbezüglichen Richtlinien des Ratsbüros geprüft und 

keine Gründe für eine Unvereinbarkeit gefunden. Ich bitte Kantonsrat Markus Bürgi, vor 

den Ratstisch zu treten. Alle Anwesenden im Saal und auf der Tribüne wollen sich bitte 

von den Sitzen erheben. 

 

Ratssekretär Gabriel Walzthöny verliest das Amtsgelübde. 

 

Kantonsrat Markus Bürgi legt das Amtsgelübde ab. 

 

Präsident: Ich heisse Sie herzlich im Grossen Rat willkommen und wünsche Ihnen viel 

Freude und Befriedigung im Amt. 
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2. Kantonsbürgerrechtsgesuche (24/EB 1/54) 

 

Eintreten 

 

Präsident: Die Liste der Gesuche und den Bericht der Justizkommission haben Sie vor-

gängig erhalten. Mit Rücksicht auf die Gäste, die Gesuchstellerinnen und Gesuchsteller 

für das Kantonsbürgerrecht, wird der Kommissionsbericht vollständig verlesen. Das Wort 

zum Eintreten hat die Präsidentin der Justizkommission, Kantonsrätin Michèle Strähl-Ob-

rist. 

 

Kommissionspräsidentin Michèle Strähl-Obrist, FDP: Der Grosse Rat ist gemäss § 40 

Abs. 5 der Kantonsverfassung befugt, das Kantonsbürgerrecht zu verleihen. Das Verfah-

ren richtet sich nach den Bestimmungen des Gesetzes über das Kantons- und Gemein-

debürgerrecht. Die Gesuche um die Erteilung des Kantonsbürgerrechts werden von der 

Justizkommission zuhanden des Grossen Rates vorberaten. Die heute dem Grossen Rat 

vorliegenden Kantonsbürgerrechtsgesuche hat die Justizkommission an den Sitzungen 

vom 9. September und vom 16. September 2024 vorberaten, nachdem die entsprechen-

den Gesuchsunterlagen in den fünf Subkommissionen eingehend überprüft worden sind. 

Bei der Behandlung der Kantonsbürgerrechtsgesuche standen der Justizkommission Phi-

lipp Molls, Chef des Amtes für Handelsregister und Zivilstandswesen, und der juristische 

Mitarbeiter Kreshnik Selami, Abteilungsleiter Bürgerrecht, für die Beantwortung von Fra-

gen zur Verfügung. Herzlichen Dank allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern für die gute 

Vorbereitung der Gesuchsunterlagen. Die Kommission beantragt einstimmig, auf die Vor-

lage einzutreten. 

 

Diskussion – nicht benützt. 

 

Eintreten ist unbestritten und somit beschlossen. 

 

 

Detailberatung 

 

Kommissionspräsidentin Michèle Strähl-Obrist, FDP: Es liegen 191 Anträge vor. Zehn 

Anträge betreffen Gesuche von Schweizer Bürgerinnen und Bürgern, 181 Anträge betref-

fen ausländische Bewerberinnen und Bewerber. Es sind 41 Bewerberinnen und Bewerber, 

welche die Einbürgerung zusammen mit der Ehepartnerin beziehungsweise dem Ehepart-

ner beantragen. Ebenfalls zur Einbürgerung vorgeschlagen sind insgesamt 52 Töchter und 

57 Söhne von schweizerischen und ausländischen Eltern. Sie sind in den Gesuchen ihrer 

Eltern miteinbezogen. Insgesamt bewerben sich somit 318 ausländische sowie 23 Schwei-

zer Personen um das thurgauische Kantonsbürgerrecht. Die vorliegende Liste beinhaltet 
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weitere Angaben wie Name, Beruf, Staatszugehörigkeit und Alter der Bewerberinnen und 

Bewerber und deren Ehepartner. Die Berufsbezeichnung entspricht in der Regel der Tä-

tigkeit, welche die Gesuchstellenden zum Zeitpunkt der Gesuchseinreichung ausgeübt ha-

ben. Änderungen, soweit sie bekannt gegeben wurden, sind nachgeführt. Die Justizkom-

mission hat sämtliche auf der Liste enthaltenen Gesuche auf Übereinstimmung mit den 

gesetzlichen Grundlagen geprüft und festgestellt, dass die Voraussetzungen für die Ein-

bürgerung erfüllt sind. Die Justizkommission überprüft insbesondere, ob sich seit der Er-

teilung des Gemeindebürgerrechts wesentliche Fakten verändert haben. Eine Gesuchstel-

lerin wurde von der Justizkommission zu einem Gespräch eingeladen. Im Anschluss an 

die Befragung erfolgte eine interne Beratung, wobei die Justizkommission zum Schluss 

kam, die Gesuchstellerin zur Einbürgerung zu empfehlen. Ein Gesuch, welches nicht auf 

der vorliegenden Liste enthalten ist, wurde von der Justizkommission ablehnend beurteilt, 

wobei dem Gesuchsteller die Möglichkeit zur Stellungnahme eingeräumt wurde. Ein wei-

teres Gesuch wurde zurückgestellt, und der Gesuchsteller wird auf die nächste Sitzung 

der Justizkommission zur Anhörung eingeladen, wobei anschliessend über das Vorgehen 

zu entscheiden ist. Für sämtliche auf der Liste aufgeführten Gesuchstellerinnen und Ge-

suchsteller liegt die eidgenössische Einbürgerungsbewilligung vor. Die Wohngemeinden 

haben allen Einbürgerungswilligen das jeweilige Gemeindebürgerrecht, welches Voraus-

setzung für den Erwerb des Kantonsbürgerrechts ist, verliehen. Das Gemeindebürgerrecht 

wird jedoch erst wirksam, wenn auch das Kantonsbürgerrecht erteilt worden ist. Die Jus-

tizkommission empfiehlt Ihnen einstimmig, die zehn Kantonsbürgerrechtsgesuche Nrn. 1 

bis 10 von Schweizerinnen und Schweizern zu genehmigen. Die 181 Gesuche Nrn. 11 bis 

191 von Ausländerinnen und Ausländern werden mit 11:1 Stimmen bei 2 Enthaltungen zur 

Annahme empfohlen. 

 

Diskussion – nicht benützt. 

 

 

Beschlussfassung 

 

Den Gesuchen Nrn. 1 bis 10 wird mit 121:0 Stimmen zugestimmt. 

 

Den Gesuchen Nrn. 11 bis 191 wird mit 99:11 Stimmen bei 10 Enthaltungen zugestimmt. 

 

Präsident: Liebe neue Thurgauerinnen und Thurgauer, ich gratuliere Ihnen im Namen des 

Grossen Rates und des Regierungsrates zu Ihrem heute erlangten Bürgerrecht herzlich. 

Willkommen im Thurgau! Nutzen Sie Ihre neuen Rechte und Pflichten in konstruktiver 

Weise und engagieren Sie sich in Ihrer Wohngemeinde, in Ihrem Bezirk und in unserem 

schönen Kanton. Unsere direkte Demokratie ist kein Selbstläufer. Sie braucht alle, auch 
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Sie! Frei und selbstbestimmt leben zu können, ist auch heute noch alles andere als selbst-

verständlich. Dafür braucht es motivierte Staatsbürgerinnen und Staatsbürger, die sich mit 

Überzeugung und positivem Gedankengut für das Gemeinwohl und für alle hier in der 

Schweiz einsetzen. "Geben ist seliger als nehmen" heisst es zwar nicht in unserer Verfas-

sung, aber ich hoffe, in unseren Herzen. Nehmen Sie das mit, wenn Sie jetzt dann alle 

den gemeinsamen Apéro geniessen. Sie haben ihn sich verdient. Zur Feier Ihrer Einbür-

gerung sind Sie nun zum Empfang im Traubensaal eingeladen. Die Mitglieder der Justiz-

kommission werden Sie zum Apéro begleiten. Wir wünschen Ihnen einen schönen und 

feierlichen Tag, an den Sie sich hoffentlich noch lange erinnern. 

 

Das Geschäft ist somit erledigt. 
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3. Interpellation von Isabelle Vonlanthen-Specker, Marina Bruggmann, Erika Han-

hart-Hugentobler, Katharina Zürcher vom 22. November 2023 "Chronisches 

Fatigue Syndrom/Long Covid: Was unternimmt der Kanton Thurgau?" 

(20/IN 57/600) 

 

Beantwortung 

 

Präsident: Die Antwort des Regierungsrates liegt schriftlich vor. Bevor wir in die sicherlich 

sehr interessante Diskussion einsteigen, erlauben Sie mir an dieser Stelle eine kleine Be-

merkung: Uns allen ist es nicht entgangen, dass der Regierungsrat neu sowohl bei Einfa-

chen Anfragen als auch bei Interpellationen jeweils die Frage in der Beantwortung wieder-

holt, was ein guter und schon oft gehörter positiver Dienst zugunsten der Leserschaft, also 

für uns alle, ist. Ich möchte mich beim Regierungsrat und bei der Verwaltung für diesen 

Zusatzservice bedanken. Ein besonderer Dank geht auch an Kantonsrat Urs Schär, der 

diese Idee eingebracht hat und dem wir diesen Zusatznutzen ebenfalls verdanken. Merci. 

Ein Bier bei Gelegenheit haben Sie sich sicher verdient. Die Interpellantinnen, vertreten 

durch Kantonsrätin Isabelle Vonlanthen-Specker, haben zuerst das Wort für eine kurze 

Erklärung, ob sie mit der Beantwortung zufrieden sind. 

 

Isabelle Vonlanthen-Specker, GRÜNE: Wir danken dem Regierungsrat für die Beant-

wortung unserer Interpellation, sind jedoch nicht zufrieden mit den sehr kurz gehaltenen 

Ausführungen und beantragen deshalb Diskussion. Dies tun wir im Namen aller von 

Long Covid Betroffenen im Thurgau. Sie verdienen es, dass wir uns diesem Thema stellen. 

 

Abstimmung: 

Diskussion wird mit 91:2 Stimmen bei 2 Enthaltungen beschlossen. 

 

Isabelle Vonlanthen-Specker, GRÜNE: Vielen Dank für Annahme der Diskussion. "Im 

Thurgau werden Long Covid Betroffene, sowohl Kinder als auch Erwachsene, allein ge-

lassen." "Mein Sohn erkrankte, als er zehn Jahre alt war, im Jahr 2021, die Diagnose 

wurde im Kinderspital Zürich gestellt. Erst gut drei Jahre später konnte er wieder normal 

zur Schule gehen." "Oft versucht man, uns Betroffene in Einrichtungen für psychisch 

Kranke unterzubringen, und nimmt unsere Krankheit nicht ernst." "Die Long Covid Be-

troffenen aus dem Kanton Thurgau tauschen sich regelmässig aus. Fast niemand lässt 

sich in Münsterlingen oder Frauenfeld betreuen, da das Fachwissen fehlt. Die meisten 

gehen nach St. Gallen oder anderswo hin." "Vor der Long Covid-Erkrankung bin ich Ma-

rathon gelaufen. Heute kann ich wegen meiner körperlichen Beschwerden nicht einmal 

mehr joggen. Wir sprechen nicht von einer psychischen Erkrankung." Beim Austausch mit 

den betroffenen Menschen wurde mir mit diesen Zitaten im Kopf relativ schnell klar: Die 

Antwort auf diese Interpellation, geschätzter Regierungsrat, ist schlicht nicht genügend. 
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Nicht einmal vier Seiten, wenig medizinische Details, keine grosse Anteilnahme für die 

Erkrankten, Kleinreden der Thematik. So ganz nach dem Motto: Was nicht sein soll, darf 

auch nicht sein. Unser Gesundheitswesen ist eines der teuersten und besten der Welt. 

Der Umgang mit Long Covid-Patienten und damit auch die Beantwortung dieser Interpel-

lation ist dem nicht würdig. Noch ein paar Begrifflichkeiten und Zahlen zu Beginn – davor 

können wir uns leider bei diesem komplexen Thema nicht drücken. Die Post-Covid-19-

Erkrankung, auch Long Covid genannt, ist eine postvirale Erkrankung nach einer 

Coronainfektion oder auch manchmal nach der Impfung, dann Post-Vac genannt, welche 

länger als drei Monate anhält. Es ist eine Ausschlussdiagnose, das heisst, alle anderen 

möglichen Erklärungen müssen zuerst ausgeschlossen werden, bevor man die Diagnose 

stellen kann. Die Krankheit bringt multiple körperliche Symptome mit sich. Es ist wie er-

wähnt keine psychische Erkrankung, aber natürlich sind psychische Aspekte nicht auszu-

schliessen, wie wohl bei jeder schlimmen chronischen Erkrankung. ME/CFS: Die Myalgi-

sche Enzephalomyelitis/Chronisches Fatigue-Syndrom ist eine eigene komplexe Erkran-

kung, welche auch schon vor der SARS-CoV-Pandemie bekannt war. Die Betroffenen lei-

den unter einer Fatigue, also einer körperlichen Schwäche/Müdigkeit, aber auch unter an-

deren neurokognitiven und immunologischen Symptomen. Eine starke Fatigue ist bei Long 

Covid eines der meistgenannten Symptome. Im schlimmsten Fall kann man sich das so 

vorstellen, dass der Körper gerade noch genug Energie hat zum Überleben, aber für nichts 

anderes mehr. Die Post-Exertionelle Malaise (PEM): Das klingt etwas kompliziert, bedeu-

tet aber eigentlich nichts anderes als eine massive Belastungsintoleranz. Kleinste körper-

liche, kognitive oder emotionale Anstrengungen – ein Arzttermin, ein Spaziergang, Haus-

aufgaben, grosse Trauer oder Freude – führen zu einer abrupten Verschlechterung des 

Zustands, welche dann oft zu sogenannten Crashs führen kann. Ein Crash heisst: Die 

Fatigue nimmt massiv zu; es geht für eine Weile gar nichts mehr, das heisst dann liegen 

im abgedunkelten Zimmer. Diese Belastungsintoleranz ist oft ein Leitsymptom von Long 

Covid-Erkrankten und sehr belastend. Wir haben es gleich geschafft mit dem kurzen Le-

xikon: Kommen wir zum letzten Begriff, dem sogenannten Pacing. Dies ist eine penible 

und sehr strikte Einteilung und auch Einschätzung der persönlichen Ressourcen. Für viele 

Long Covid-Betroffene ist dies das Allerwichtigste auf dem Weg zur Besserung. Kurz zu 

den Zahlen: Es gibt keine gesicherten Zahlen aus der Schweiz. Je nach Quelle spricht 

man von 80'000 bis zu 300'000 Betroffenen. Andere Länder, wie zum Beispiel Grossbri-

tannien, erheben Zahlen, und so kann man in etwa abschätzen, wie das bei uns aussieht. 

Kurz zum Vergleich: Fälle von Multipler Sklerose gibt es in der Schweiz rund 18'000. Selbst 

wenn wir also von der tiefsten Schätzung mit 80'000 Betroffenen ausgehen, sind das 

enorm viele; wenn es am Ende sogar 300'000 sind, sogar schockierend viele. Unser Ge-

sundheitssystem und unsere Sozialversicherungen sind darauf wohl kaum genügend vor-

bereitet – verständlicherweise. Wie sieht nun die Situation im Kanton Thurgau aus? Wenn 

man sich im Internet schlau macht, mit Betroffenen spricht und die Antwort des Regie-

rungsrates studiert hat, findet man als Anlaufstellen für Long Covid-Patienten die Spitäler 



 Protokoll des Grossen Rates vom 23. Oktober 2024 

 9/10 

Frauenfeld und Münsterlingen sowie die Rehabilitationskliniken Zihlschlacht und Dussn-

ang. Mehrere Betroffene aus dem Kanton haben mir jedoch glaubhaft dargelegt, dass die 

Expertise leider zum Teil an den genannten Stellen fehlt oder die Patienten an Institutionen 

mit rein psychischen Schwerpunkten verwiesen werden. Viele Erkrankte besuchen wie 

erwähnt zum Beispiel die Long Covid-Sprechstunde im Kantonsspital St. Gallen. Zentral 

ist natürlich die Grundlagenforschung bei dieser Erkrankung. Diesbezüglich geschieht 

aber in der Schweiz schon einiges. Der Schweizerische Nationalfonds zum Beispiel, das 

ist ein wichtiger Geldgeber in der Schweizer Forschung, hat eine Studie der Universität 

Zürich unterstützt, welche zeigen konnte, dass bei Long Covid-Betroffenen ein Teil des 

Immunsystems nach einer SARS-Corona-Virus-2-Infektion nicht mehr in den Ruhezu-

stand zurückkehrt. Das sind wichtige Schritte auf dem Weg zu einer standardisierten Di-

agnose. Ich möchte natürlich auf keinen Fall herunterspielen, dass es sehr viele Punkte 

gibt, welche den Umgang mit Long Covid erschweren. In erster Linie sind dies die fehlen-

den Biomarker. Ein Biomarker ist nichts anderes als ein messbarer Wert – beispielsweise 

ein hoher Blutdruck, ein Entzündungswert im Blut oder Fieber. Das nennt auch der Regie-

rungsrat in seiner Antwort als die primäre Herausforderung: die Diagnosestellung. Und 

dem stimme ich uneingeschränkt zu. Genau darum ist die Forschung so wichtig. Wie be-

reits erwähnt, ist Long Covid im Moment noch eine Ausschlussdiagnose. Die damit ver-

bundene Belastungsintoleranz beisst sich stark mit dieser Ausschlussdiagnose. Für die 

Diagnose sind derart viele Arzttermine nötig; Belastungstest der Lunge zum Beispiel. Der 

Weg zur Diagnose bringt also extrem viel Leid und Rückschläge mit sich, wir haben aber 

noch keinen besseren im Moment. Dann kommen die finanziellen Schwierigkeiten, wie die 

Schwierigkeit der IV-Gutachten, dazu. Wenn das Krankentaggeld ausläuft, sind die Be-

troffenen auf die IV angewiesen. Die Gutachterinnen stehen aber wiederum vor den oben 

erwähnten Problemen. Sie haben wenige bis keine messbaren Kriterien, um Long Covid-

Betroffene angemessen einordnen zu können. Ein weiterer Aspekt kommt hinzu, der er-

schwerend ist: Generell will niemand mehr etwas vom SARS-Corona-Virus-2 hören. Die 

Pandemie ist für die Allermeisten von uns vorbei. Die zu Beginn grosse Solidarität hat 

massiv abgenommen. Hinzu kommt die fehlende Sichtbarkeit der Betroffenen. Ich möchte 

noch kurz auf die Situation von Kindern mit Long Covid eingehen. Die Situation ist ver-

gleichbar mit jener der Erwachsenen. Junge Menschen können manchmal jahrelang die 

Regelschule nicht besuchen. Auch die Symptome sind ähnlich, und ebenfalls schiebt man 

das Ganze oft ins psychische Spektrum. Betroffene haben sich hier unter dem Namen 

"Long Covid Kids Schweiz" und als Teil von "Long Covid Schweiz" organisiert. Im Vorfeld 

dieser Interpellation stand ich im Austausch mit dieser Organisation. Der Vorstand weiss 

von mehreren Familien im Thurgau, bei denen mindestens ein Kind schwer erkrankt ist. 

Die finanzielle Lage dieser Familien, welche zum Teil auf einen Schlag praktisch rund um 

die Uhr ihre Kinder betreuen müssen, da diese die Schule nicht mehr besuchen können, 

ist prekär. Der Erwerbsausfall der Eltern kommt zur physischen und psychischen Belas-

tung dazu. Der Kanton Thurgau, in erster Linie natürlich das Departement für Erziehung 
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und Kultur (DEK), bietet hier Hand und bezahlt betroffenen Kindern auf Anfrage Einzellek-

tionen. Dafür sind die betroffenen Familien auch sehr dankbar. Allerdings muss die Infor-

mation, dass diese Einzellektionen bezahlt werden, durch eigene Recherche "ausgegra-

ben" werden, meistens durch Kontakt zu "Long Covid Kids Schweiz". Ich frage mich: Wäre 

es nicht Aufgabe des zuständigen Departements, diese Information via Schulen proaktiv 

zu verteilen? Kommen wir zu unseren Forderungen beziehungsweise Wünschen an den 

Kanton. Eine proaktive Aufklärungs- und Informationskampagne bei Haus- und Kinderärz-

ten ist zentral, natürlich aber auch an Schulen. "Long Covid Kids Schweiz" war im Auftrag 

des Bundesamts für Gesundheit (BAG) in einer Expertengruppe vertreten, um ein Fakten-

blatt zu Long Covid bei Kindern und Jugendlichen zu erstellen. Dieses sollte bald erhältlich 

sein und breit gestreut werden. Eine zentrale Anlauf- und Koordinationsstelle im Kanton 

Thurgau ist anzustreben, dies unter Einbezug der betroffenen Organisationen. Bis jetzt 

wird diese Arbeit im Kanton vor allem ehrenamtlich geleistet, mehrheitlich von Betroffenen 

selbst oder von Eltern erkrankter Kinder. Ein zugegebenermassen nicht einfach umsetz-

barer Wunsch, besonders in der momentanen finanziellen Lage, wäre für mich ein ärztli-

ches Kompetenzzentrum an einem Kantonsspital mit Fachpersonen aller Bereiche: Ergo-

therapie, Reha, Physio usw. Dies würde für alle Seiten erhebliche Vereinfachungen und 

längerfristig auch finanzielle Vorteile bringen. In St. Gallen fand ein erster runder Tisch von 

Betroffenen mit den zuständigen Regierungsräten, dem Departement des Innern, dem 

Gesundheitsdepartement, Vertretern der IV sowie dem Amt für Soziales statt. Es wurde 

ein Massnahmenkatalog erarbeitet, und weitere Gespräche stehen an. Dies wäre vielleicht 

auch im Thurgau einen Anlauf wert. Vor allem würde das Verständnis füreinander wach-

sen, und ich meine wirklich beide Seiten: sowohl von der Patientenseite her als auch ein 

Verständnis für die Ärzte, für die eine Diagnose eben sehr schwierig ist. Im Moment erlebe 

ich eher eine weitere Verhärtung der Fronten. Ich möchte Sie daran erinnern, dass der 

Kanton verpflichtet ist, für eine adäquate Gesundheitsversorgung und Unterstützung sei-

ner Bevölkerung zu sorgen. Wir erwarten, dass diese Verantwortung übernommen wird. 

Ich komme zum Schluss und möchte es mir an dieser Stelle nicht nehmen lassen, den 

Long Covid-Betroffenen und ihren Angehörigen im Thurgau alles erdenklich Gute und eine 

möglichst schnelle Genesung zu wünschen – hoffentlich in Zukunft mit etwas mehr Unter-

stützung des Kantons. 

 

Nicole Zeitner, GLP: Das Thema Long Covid/Chronisches Fatigue-Syndrom hat in den 

letzten Jahren an Brisanz gewonnen. Es ist nicht nur eine schwere Folge der Pandemie, 

sondern stellt eine komplexe, oft schwer diagnostizierbare Krankheit dar, die das Leben 

von Tausenden von Menschen nachhaltig beeinträchtigt. Wie Ratskollegin Isabelle Von-

lanthen-Specker schon erwähnt hat, leiden bis zu rund 300'000 Menschen in der Schweiz 

an Long Covid, und die Fälle dürften in den nächsten Monaten und Jahren steigen. Der 

Bundesrat hat in seiner Antwort auf das Postulat von FDP-Ständerat Damian Müller mit 
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dem Titel "Informationslage zu ME/CFS und bessere Versorgung für Betroffene" unmiss-

verständlich festgehalten, dass Menschen mit dem Chronischen Fatigue-Syndrom und 

ihre Angehörigen eine adäquate und kontinuierliche Behandlung und Begleitung benöti-

gen. Gemäss Bundesverfassung setzen sich Bund und Kantone dafür ein, dass jede Per-

son die für ihre Gesundheit notwendige Pflege erhält. Gleichzeitig hat er aber auch darauf 

verwiesen, dass die Verantwortung für die Verbesserung der Versorgungslage klar bei den 

Kantonen liegt. Wie so oft schiebt die Politik die Verantwortung vom Bund zum Kanton 

und wieder zurück. Umso mehr darf es sich die Regierung nicht so einfach machen. Es 

fällt in der Antwort des Regierungsrates auf, dass die Sprechstunde für Post-Covid-Be-

schwerden bei der Spital Thurgau AG zu wenig genutzt wurde, obwohl man davon ausge-

hen muss, dass rund eine von 30 Personen von Long Covid betroffen ist. Es stellt sich 

daher die berechtigte Frage, warum die bereitgestellten Angebote so wenig in Anspruch 

genommen werden. Wir wissen, dass Betroffene meist einen langen Ärztemarathon durch-

laufen müssen. Besonders die Hausärztinnen und Hausärzte spielen eine wichtige und 

zentrale Rolle bei der Früherkennung und Behandlung von Long Covid und dem Chroni-

schen Fatigue-Syndrom. Der Präsident des Verbandes der Haus- und Kinderärzte 

Schweiz hat deutlich gemacht, dass dringend mehr Forschung sowie zusätzliche Zeit und 

finanzielle Mittel in die Behandlung dieser Erkrankung investiert werden müssen. Unser 

Gesundheits- und Sozialsystem bleibt aufgrund der Komplexität der Krankheit hinter den 

notwendigen Massnahmen zurück und trägt dort, wo es dringend notwendig wäre, zu we-

nig. Organisationen wie "Long Covid Schweiz" setzen sich dafür ein, dass fundierte wis-

senschaftliche Erkenntnisse in die Behandlung von Long Covid einfliessen. Es darf nicht 

sein, dass Long Covid durch ungesicherte Hypothesen, wie beispielsweise jene der Psy-

chosomatik, verwässert wird. Diese stigmatisierenden Annahmen können nicht nur die 

psychische und physische Gesundheit der Erkrankten verschlechtern, sondern auch de-

ren Chancen auf sozialrechtliche Unterstützung minimieren. Wie soll denn ein Anrecht auf 

eine IV geprüft werden, wenn die Menschen sich vor lauter Erschöpfung und der Schwere 

ihrer Krankheit nicht einmal mehr zur IV-Abklärung bewegen können? Und das ist eine 

Tatsache. Der Kanton darf die Verantwortung nicht auf die Betroffenen selbst oder den 

Bund abschieben. Es braucht dringend eine koordinierte kantonale Strategie zur Bewälti-

gung der Herausforderung im Zusammenhang mit dieser Krankheit. Besonders in den Be-

reichen der IV-Gutachten und der Wiedereingliederung muss auch nachgebessert wer-

den. Betroffene berichten von langen Wartezeiten und oft unangemessen strengen Prü-

fungen, die ihre Situation zusätzlich verschlechtern. Die Folgen sind klar: Lohnausfälle, 

ein Berg an Rechnungen sowie die immense familiäre Belastung, wenn zum Beispiel ein 

Elternteil einfach nur noch bettlägerig ist, und das, meine lieben Ratskolleginnen und -

kollegen, von einem Tag auf den anderen. Die Gespräche mit Betroffenen, welche jäh aus 

dem Alltag gerissen werden, sind erschütternd. Der Kanton Thurgau soll daher verstärkt 

zusätzlich in Aufklärungs- und Informationskampagnen investieren, die sich sowohl an 

medizinisches und soziales Fachpersonal wie auch an die breite Öffentlichkeit richten. 
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Während der Pandemie haben wir als Gesellschaft grösstenteils solidarisch zusammen-

gehalten, selbst wenn wir nicht in allen Punkten übereinstimmten. In Härtefällen haben wir 

beispielsweise zurecht die Wirtschaft unterstützt. Für die Betroffenen dieser Krankheit ist 

Covid heute noch nicht vorbei. Heute und in Zukunft müssen Gesellschaft, Bund und ins-

besondere die Kantone auch hier diesen Menschen, welche weiterhin unter den gravie-

renden Folgen dieser Pandemie leiden, ihre Solidarität und Unterstützung zeigen. 

 

Elisabeth Rickenbach, Die Mitte/EVP: Ich spreche im Namen der Fraktion Die Mitte/EVP. 

Long Covid, Chronisches Fatigue-Syndrom, Myalgische Enzephalomyelitis (ME/CFS) – 

letztere ist seit 1969 von der Weltgesundheitsorganisation (WHO) als neurologische Er-

krankung anerkannt –, diese Aufzählung, diese Erkrankungen machen wohl jeden von uns 

betroffen, hilflos und ohnmächtig und lassen uns überfordert dastehen. Ich kenne Be-

troffene aus dem Thurgau. Sie alle waren lebensfrohe, unternehmenslustige, engagierte 

Personen in Beruf, in der Freizeit, in ihren Ehrenämtern. Und plötzlich ging gar nichts mehr. 

Die Hoffnung, dass es wieder kommen würde, war da. Mit jedem weiteren Monat, und nun, 

mittlerweile nach Jahren, ist die Ernüchterung da. Es bleiben zum Teil massive Einschrän-

kungen bis heute. Teilzeitarbeiten sind wieder möglich, aber nicht mehr im angestammten 

Beruf. Gesellschaftliche Teilhabe ist nur stark reduziert möglich. Lärmsensibilität oder 

Müdigkeit erlauben es nicht. Tragische Beispiele? Wenn ich mich in die Situation einer 

Betroffenen, eines Betroffenen versetze, dann hört sich die Beantwortung des Regierungs-

rates irgendwie ernüchternd und unverständlich an. Erstens, die Definition sei schwierig. 

Kann man, will man nicht helfen? Deshalb beteilige man sich als Kanton Thurgau nicht am 

Altea Netzwerk, dem Long Covid-Netzwerk, welches den Austausch rund um das neue 

Syndrom Long Covid ins Zentrum stellt und welches Begegnungsort für Betroffene, Ange-

hörige, medizinische Fachpersonen, Forschende und weitere Interessierte ist. Zweitens, 

es gebe genügend Informations- und Anlaufstellen für Betroffene und Behandelnde, und 

drittens seien die finanziellen Unterstützungsmassnahmen bei einem Erwerbsausfall ge-

regelt und erlaubten keine Speziallösung. Das Wahrnehmen und Erleben der Betroffenen 

über die Versorgungslage steht in einem krassen Gegensatz zu jenem der Beantwortung. 

Ende letzten Jahres kam der Bundesrat im Bericht "Wissenschaftliche Begleitung und Ver-

sorgung von Menschen mit Post-Covid-19-Erkrankung" zum Schluss, dass es schweizweit 

ein breites Angebot für Long Covid-Erkrankte gebe. Der Regierungsrat untermauert dies 

in seiner Beantwortung ebenfalls. Allerdings ortet der Bundesrat auch Verbesserungspo-

tenzial. So müssten die Kantone, Spitäler, Ärztinnen und andere Gesundheitsversorger 

Lücken in der Versorgung schliessen und die Angebote aufrechterhalten. Teilweise ist 

aber das Gegenteil geschehen. Die Covid-Sprechstunde bei der Spital Thurgau AG gibt 

es nicht mehr. Wer vom Hausarzt ans Spital verwiesen wird, erhält eine Diagnosestellung; 

danach wird man zurück zum Hausarzt verwiesen. Das Angebot der Lungenliga Thurgau 

für Post-Covid-Betroffene, das "Long Covid Coaching", beinhaltet eine Schulung mit prak-
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tischen Tipps respektive Übungen im Umgang mit diversen Symptomen. Long Covid-Be-

troffene werden oft stigmatisiert. Bis heute hält sich in der Gesellschaft und bei einem Teil 

der Ärzteschaft die Vorstellung, Long Covid-Betroffene seien schwierige Patienten; ihre 

Symptome seien psychisch bedingt. Dabei hat sich in der Forschung die Erkenntnis durch-

gesetzt, dass die Krankheit körperlich bedingt ist. Natürlich nimmt es mit zunehmender 

Dauer Einfluss auf die Psyche, aber die Ursache bleibt körperlich. Weiter wurde erkannt, 

dass die über Jahre vorherrschende Verordnung von Reha- und Physiotherapien als Ak-

tivierungsversuche im Rückblick meist schädlich war. Was benötigen Betroffene in ihrer 

Situation? Es geht um Würde; dass man die Menschen ernst nimmt und sie nicht hin- und 

hergeschoben werden. Sie müssen spüren können, dass die Medizin und die Politik end-

lich bereit sind, die nun aus der Forschung gewonnenen Erkenntnisse, wie sie auch Rats-

kollegin Isabelle Vonlanthen-Specker dargelegt hat, zu akzeptieren. Erstens: Zum Beispiel 

durch das erwähnte Pacing. Das ist in der Medizin ein therapeutisches Konzept bei Chro-

nischem Fatigue-Syndrom und bei Long Covid. Pacing zielt darauf ab, die Energieressour-

cen der Betroffenen zu schonen und Überlastungen aller Art zu vermeiden: körperlich, 

geistig und emotional. Hausärzte respektive Behandler, aber auch Arbeitgeber gilt es hier 

zu schulen und zu sensibilisieren. Eine Sportdoku vom Schweizer Radio und Fernsehen 

(SRF) mit Marlen Reusser vom 17. September 2024 mit dem Titel "Über Gold, Pech und 

Leidenschaft – die Geschichte von Marlen Reusser" zeigt eindrücklich diese Problematik 

auf, ebenso wie auch die Reportage über Selina Rutz-Büchel in der Neuen Zürcher Zei-

tung (NZZ) vom 3. September 2024 unter dem Titel "Spazieren statt sich verausgaben: 

wie Long Covid das Leben einer früheren Spitzensportlerin verändert". Zweitens: Eine 

Mehrheit der Fraktion Die Mitte/EVP begrüsst die Reaktivierung einer medizinischen, fach-

lich starken und beratenden Sprechstunde respektive Fachstelle im Thurgau sowie deren 

Sicherstellung analog St. Gallen, wo man ein entsprechendes Angebot die ganze Zeit über 

aufrechterhalten hat und zirka 3'000 Patienten betreut – also auch Thurgauer Patienten 

abdeckt. Betroffene brauchen aber kurze Wege bei ihren begrenzten Ressourcen und eine 

professionelle Konstanz. Die Krankheit wird bleiben; die aktuellen Fallzahlen von 1'102 

registrierten Erkrankten pro Woche in der Schweiz – das sind 12.5 pro 100'000 Personen, 

was im Thurgau 36 Personen entspricht – lassen nichts Gutes erahnen. Denn wenn man 

annimmt, dass zirka 7 % davon eine Long Covid-Erkrankung davontragen, ergibt das 

knapp drei Personen pro Woche. Wenn ich das Votum wie geplant an der letzten Gross-

ratssitzung gehalten hätte, wären die Zahlen noch um 50 % tiefer gewesen. Sie nehmen 

also wieder zu. Drittens: Weiter gilt es, die finanzielle Situation für Betroffene so zu sichern, 

dass die Abklärungen für Anschlusslösungen nun zügig vorangehen, sei es durch die IV 

oder durch andere Unterstützung. Belastend für Betroffene ist, wenn sie hin- und herge-

schoben werden zwischen Regionalen Arbeitsvermittlungszentren (RAV), IV, Sozialhilfe 

und Ärzten. Der Erwerbsausfall ist zwar offiziell geregelt, aber Lösungen sind nach wie vor 

nicht in Sicht. Seitens der IV wird eine Hinhaltetaktik praktiziert, wogegen sich zu wehren 

unmöglich ist. Meine Recherchen haben ergeben, dass im Thurgau bis Ende September 
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noch keine Person mit Long Covid eine Teilrente erhalten hat. Im Kanton St. Gallen wurde 

Wenigen eine IV-Rente oder eine Teilrente gutgesprochen. Die DOK-Sendung vom 

17. September 2024 "Das System IV – Die unheimliche Macht der Gutachter" zeigt deren 

Macht auf; nationalpolitisch so gewollt, damit ein "Sich-Drücken-vor-dem-Zahlen" legiti-

miert wird. Das muss sich rasch ändern, und hier sind auch der Regierungsrat sowie un-

sere National- und Ständeräte gefragt. Damit kann viel Leid vermieden werden. Das ist 

nicht viel, wohl aber das Minimum, was wir als Kanton in dieser Situation tun können. 

 

Marina Bruggmann, SP und Gew.: Die Beantwortung der Regierung der vorliegenden 

Interpellation erweckt für mich den Eindruck, dass das Interesse an diesem Thema sehr 

oberflächlich vorhanden ist. Genau so müssen sich Betroffene fühlen: alleingelassen und 

ohne das Gefühl, dass ihre Sorgen und Nöte ernsthaft berücksichtigt werden. Es mag sein, 

dass die Zahl der Betroffenen verhältnismässig gering ist. Doch darf das nicht darüber 

hinwegtäuschen, dass hinter jeder Zahl ein Mensch steht, dessen Schicksal, Ängste und 

Hoffnungen von entscheidender Bedeutung sind. Die Belange eines jeden Einzelnen dür-

fen nicht aus dem Blickfeld geraten, nur weil es sich um eine statistische Minderheit han-

delt. Besonders problematisch ist die Tatsache, dass die Diagnosestellung bei Long Covid 

häufig schwierig und sehr komplex ist. Viele der Betroffenen kämpfen mit diffusen Symp-

tomen, die sich nicht immer einem klaren Krankheitsbild zuordnen lassen. Dies führt leider 

viel zu oft dazu, dass ihre Beschwerden nicht ernst genommen oder als psychosomatisch 

abgetan werden. Doch gerade diese Unsicherheit bei der Diagnose darf nicht zu einer 

Vernachlässigung der Betroffenen führen. Es ist unerlässlich, dass medizinische Fachper-

sonen und Behörden die Komplexität von Long Covid anerkennen und die Beschwerden 

der Betroffenen ernst nehmen. Die Folgen von Long Covid und auch CFS sind nicht nur 

individuell belastend, sondern verursachen auch langfristig viel höhere Gesundheits- und 

volkswirtschaftliche Kosten. Viele Betroffene benötigen über Jahre hinweg medizinische 

Versorgung, Therapie und lange Rehabilitation. Wenn diese Erkrankung frühzeitig ernst 

genommen und besser behandelt wird, können teure Folgekosten für die Gesellschaft, wie 

wiederholte Spitalaufenthalte oder chronische Invalidität, reduziert werden. Ein proaktiver 

Ansatz würde längerfristig Kosten für den Kanton einsparen. Seit der Covid-19-Pandemie 

steigt die Zahl der Menschen, die an Long Covid und damit auch häufig an Symptomen 

des CFS leiden. Es ist davon auszugehen, dass die Dunkelziffer der Long Covid-Fälle im 

Thurgau, wie auch in der ganzen Schweiz, hoch ist. Viele Betroffene zögern möglicher-

weise, medizinische Hilfe in Anspruch zu nehmen, sei es aufgrund der schwierigen Diag-

nosestellung oder aus Scham, dass ihre Symptome nicht ernst genommen und sie nicht 

gehört werden. Zudem wird Long Covid oft nicht offiziell erfasst, was die Dunkelziffer wei-

ter ansteigen lässt. Diese Faktoren machen deutlich, dass noch immer eine beträchtliche 

Unsicherheit besteht, wie viele Menschen tatsächlich betroffen sind, und unterstreichen 

den Bedarf an Sensibilisierung und Unterstützung. Diese Menschen dürfen nicht in unse-
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rem Gesundheitssystem verloren gehen, sondern benötigen spezialisierte Behandlungs-

möglichkeiten und Unterstützung. Im Kanton Thurgau gibt es bisher nur wenige speziali-

sierte Anlaufstellen für Long Covid- oder CFS-Patienten. Diese komplexen Krankheitsbil-

der erfordern jedoch spezialisierte medizinische Teams, die interdisziplinär arbeiten. Lei-

der sind viele Hausärztinnen und Hausärzte noch immer nicht ausreichend über Long Co-

vid informiert, und es besteht ein dringender Bedarf, sie stärker zu sensibilisieren. Dies 

würde nicht nur die Diagnosestellung verbessern, sondern auch den Betroffenen helfen, 

ernst genommen und besser behandelt zu werden. Zudem erleben viele Betroffene von 

Long Covid und CFS nicht nur gesundheitliche Probleme, sondern geraten durch ihre Er-

krankung auch in soziale Notlagen. Arbeitsausfälle, finanzielle Unsicherheiten und feh-

lende Anerkennung der Erkrankung durch Behörden oder Versicherungen belasten viele 

Menschen zusätzlich. Wir sollten uns dafür einsetzen, dass diese Erkrankung offiziell an-

erkannt wird. Dies könnte durch bessere Zugänge zu Sozialleistungen, zu Rehabilitations-

programmen und zu psychologischer Betreuung geschehen. Eine Investition in die Prä-

vention und Erforschung von Long Covid und CFS könnte dem Kanton langfristig erhebli-

che Kosten ersparen. 

 

Cornelia Hasler-Roost, FDP: Die Auswirkungen von Covid-19, wir haben es schon ge-

hört, sind nach wie vor stark spürbar, und die Diagnosestellung bleibt eine Herausforde-

rung. Rund 60'000 Menschen sind in der Schweiz betroffen. Die Symptome reichen von 

Erschöpfung über Kurzatmigkeit bis hin zu kognitiven Fehlleistungen, die den Alltag mas-

siv beeinträchtigen. Viele dieser Betroffenen sind arbeitsunfähig, bettlägerig und führen 

einen jahrelangen Kampf um Anerkennung. Leider fehlt es dieser Krankheit oft an der 

notwendigen Akzeptanz – wir haben es vorhin gehört – bei Arbeitgebern, der Invaliden-

versicherung und den Krankentaggeld-Versicherungen. Ich bin der festen Überzeugung, 

dass die nationale Politik zum Zeitpunkt des damaligen Wissensstandes richtig und ver-

antwortungsvoll gehandelt hat. Ich möchte keine Entscheidungen hinterfragen, welche auf 

Grundlage des damaligen Wissens getroffen wurden. Die Schweiz hat in vielerlei Hinsicht 

mutig und vorbildlich gehandelt. Im Nachhinein weiss man mehr, und ja – es war nicht 

alles richtig. Die Politik muss sich jedoch ihrer Verantwortung stellen. Viele der schweren 

Reaktionen, die wir heute sehen, sind nicht nur auf die Viruserkrankung selbst zurückzu-

führen, sondern auch auf die Impfung, die vom Staat beworben und unterstützt wurde. 

Während sie an vielen Orten geholfen hat, hat sie leider auch bei vielen Menschen mas-

sive Verschlimmerungen ausgelöst. Die Regierung erwähnt in ihrer Antwort, dass das An-

gebot von Sprechstunden im Spital kaum genutzt wurde. Die Realität sieht jedoch so aus, 

dass viele der Betroffenen unsichtbar sind – sie sind weder im Spital noch am Arbeitsplatz, 

sondern zu Hause; oft alleine und oft ohne ausreichende finanzielle Möglichkeiten, weil 

die notwendige Unterstützung fehlt. Sie sind zu schwach, um eine Sprechstunde aufzusu-

chen, und auf externe Hilfe angewiesen. Es ist schwer zu glauben, dass nur eine junge 

Patientin so schwer erkrankte, dass eine Hospitalisierung bestätigt werden musste; so, 
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wie dies die Regierung erwähnt. Es ist vielmehr so, dass viele Betroffene zu Rehabilitati-

onskliniken weitergeleitet wurden, entweder mit finanzieller Unterstützung oder auf eigene 

Kosten. Wenn kein Geld vorhanden war, verblieben diese Menschen zu Hause in abge-

dunkelten Räumen und wurden dadurch nicht erfasst. Für viele war der Besuch eines Spi-

tals gar nicht möglich, da sie körperlich nicht in der Lage dazu waren. Ein Spital- oder 

Arztbesuch birgt zudem die Risiken von Folgereaktionen. Der Körper vieler Betroffener 

reagiert schockartig – auch das haben wir gehört – mit Überlastung. Reisen, Licht und/oder 

Lärm sind oft zu starke negative Einflüsse. Auch weiss man, dass je nach Stadium der 

Krankheit die Aufmerksamkeitsspanne auf nur knapp 30 Minuten beschränkt ist. Oft war 

es auch so: Zu fit für das Spital, aber zu schwach für das normale Leben. Ambulante oder 

stationäre Angebote greifen hier zu wenig. Die Regierung argumentiert, dass eine spezifi-

sche, schweizweite oder kantonale Regelung für Long Covid nicht sachgerecht sei, da es 

keine klare und eindeutige Definition davon gebe. Genau hier sehen die Betroffenen das 

Problem. Es braucht eine Definition, eine Anerkennung; und dadurch in solchen Extrem-

fällen auch eine Unterstützung. Die Zahlen sprechen eine deutliche Sprache, sodass man 

nicht von Simulation oder anderen Gründen ausgehen kann. Leider gibt es auch keine 

spezifische staatliche Unterstützung oder Hilfeleistung für Familien, die ein Mitglied haben, 

das unter den Spätfolgen der Krankheit leidet. Ein bezeichnendes Beispiel ist der Fall einer 

Freundin von mir, bei der das System versagt hat. Alle Therapien wurden abgelehnt. Alles 

wurde abgeblockt. Sogar ein Rehabilitationsaufenthalt, für den vier verschiedene Ärzte 

Anträge gestellt hatten, wurde durch ihre Krankenkasse abgelehnt, genau aus dem Grund, 

weil Long Covid nicht als Krankheit anerkannt wurde. Sie konnte sich die Behandlung zum 

Glück selbst leisten, obwohl sich die Kosten auf mehrere 10'000 Franken beliefen. Viele 

sind dazu jedoch nicht in der Lage. Wie bereits zu Beginn erwähnt, mache ich weder dem 

Bund noch dem Kanton Vorwürfe für das, was geschehen ist. Alle haben mutig und nach 

bestem Wissen gehandelt. Es ist jedoch falsch, wenn die Angelegenheit jetzt verharmlost 

wird. Die Politik steht in der Verantwortung, und es kann immer noch Gutes und Wichtiges 

für die Betroffenen getan werden. 

 

Christan Caviezel, EDU/Aufrecht: "Die Stärke des Volkes misst sich am Wohl der Schwa-

chen", heisst es in der Präambel der Schweizer Bundesverfassung. Wir alle kennen es. 

Jetzt ist es doch tatsächlich so, dass da eine grosse Gruppe Menschen in unserem Land, 

weltweit sogar 400 Millionen Menschen, leidet und nicht ausreichend betreut werden kann 

– mangels Definition der Symptome. Trotz hohen Krankenkassenprämien müssen diese 

Menschen sich selbst – und oft mit ihrem eigenen Portemonnaie – zu helfen wissen. Was 

für ein Armutszeugnis für unser Gesundheitssystem, und dies mangels Aufarbeitung und 

klar bekannten Fakten. Das darf nicht sein. Der Regierungsrat hat es richtig benannt: Es 

fehlt an der Grundlage von Begriffen. Warum hat die Weltgesundheitsorganisation (WHO) 

hier keine einheitliche medizinische Definition gesprochen? Das Problem liegt bei der Un-

terdrückung und Vertuschung der Post-Vac-Symptome: Impfschäden beziehungsweise 
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Gentherapieschäden. 90 % der Betroffenen würden unter Post-Vac- und nicht unter Post-

Covid-Symptomen leiden, berichten Virologen. Das Wort Long Covid gilt somit ungeimpf-

ten Patienten. Egal, ob Post-Covid- oder Post-Vac-Leidende: Wir müssen Wege finden, 

diesen Menschen in unserem Kanton helfen zu können. Wie schlimm, in einem sogenannt 

modernen, fortschrittlichen Kanton zu leben, doch als leidende Person nicht ernst genom-

men zu werden und zwischen Tisch und Bank zu fallen. Weshalb ist es so schwierig, zu 

Corona-Fehlern zu stehen? Traurig, dass die Angst vor Gesichtsverlust höher gewichtet 

wird als die Unterstützung geschädigter Menschen, die staatlicher Weisung gefolgt sind 

und hier einem Experiment zum Opfer fielen. Die Fraktion EDU/Aufrecht hält an der 

Corona-Aufarbeitung fest und nennt die Fakten beim Namen, auch wenn dies auf natio-

naler und internationaler Ebene vehement unterdrückt wird. 

 

Urs Schär, SVP: Zuerst herzlichen Dank an die Regierung und das Ratsbüro für die posi-

tive Aufnahme meiner Anregung, die Fragen bei Vorstössen auch in die Beantwortung 

aufzunehmen. Es macht die Vorbereitung auf ein Geschäft um einiges einfacher. Nun zum 

Thema: Im Namen der SVP-Fraktion bedanke ich mich bei der Regierung für die Beant-

wortung der Fragen der Interpellantinnen. Die Beantwortung der Fragen zeigt, dass noch 

viele Fragen rund um Long Covid offen sind. Die Regierung weist in der Beantwortung 

darauf hin, dass es bisher keine verlässlichen Biomarker gebe, um eine Post-Covid-Er-

krankung zu diagnostizieren, und in der Antwort auf die Frage 2 bringt sie es am Schluss 

auf den Punkt mit dem Hinweis, dass keine klare und eindeutige Definition von Long Covid 

existiere. Für Betroffene entsteht durch die unklare Definition von Long Covid eine sehr 

schwierige Situation. Sie sind zwar von der Erkrankung genesen, sind aber nicht vollstän-

dig gesund und leiden unter einer Vielzahl von Symptomen. Diese reichen von Atembe-

schwerden über Erschöpfung bis hin zu Schlafstörungen und Depressionen. In der Antwort 

auf die Frage 5 zeigt die Regierung auf, wie sie die Allgemeinheit über Long Covid infor-

miert, oder besser gesagt, wie sich die Allgemeinheit über Long Covid informieren kann. 

Der Kanton Thurgau beteiligt sich nicht am Betrieb des Altea-Netzwerks, dies mangels 

klarer medizinischer Definition von Long Covid. Patientinnen und Patienten mit Long Covid 

wären aber froh um eine klare Definition von Long Covid – eine Definition, die auch für die 

Krankenversicherer verbindlich ist. Die Schweizerische Gesundheitsdirektorenkonferenz 

(GDK) empfiehlt den Kantonen, das Altea-Netzwerk zu unterstützen. 16 Kantone sind die-

ser Empfehlung gefolgt. Der Thurgau ist nicht dabei. Warum ist der Thurgau nicht dabei? 

Er müsste doch auch an einer klaren Definition von Long Covid interessiert sein. Zum 

Schluss weist die Regierung darauf hin, dass aufgrund der vielseitigen Informationen keine 

kantonalen Informationsmassnahmen erforderlich seien. Auch dieser Hinweis löst bei mir 

Fragen aus, die, so hoffe ich, nach der heutigen Diskussion, so wie es scheint, wenigstens 

teilweise beantwortet sein sollten. 
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Edith Wohlfender-Oertig, SP und Gew.: Ich danke den Interpellantinnen für das Aufgrei-

fen des Themas "Chronisches Fatigue-Syndrom". Das Coronavirus hat uns eine heraus-

fordernde Zeit beschert. Heftig schnell hat es sich über die Welt ausgebreitet und vielerorts 

Leid verursacht, von den Einschränkungen aller Menschen einmal ganz abgesehen. Ei-

nige Menschen litten und leiden heute noch an den Spätfolgen. Der Regierungsrat ant-

wortet in seiner Beantwortung der Interpellation sachlich-nüchtern, dass er alles im Griff 

habe. Die Erwerbsausfälle? Durch die Erwerbsausfallversicherung abgedeckt. Die Spät-

folgen? Bei der Lungenliga therapiert. Und wenn überhaupt, seien die Symptome eher 

schwer diagnostizierbar. Es ist längstens bekannt, dass Menschen Krankheiten unter-

schiedlich durchmachen. Die einen spüren kaum etwas, andere leiden immens, und das 

war und ist bei der Coronainfektion auch so. Die Diagnose "Chronisches Fatigue-Syn-

drom" ist nicht neu. Sie ist mir erstmals vor zirka 40 Jahren als junge Medizinische Praxi-

sassistentin (MPA) begegnet. Nur dank sorgfältiger Anamnese eines Spezialarztes konnte 

damals diese Multiple Sklerose-Patientin von ihrem Stigma, eine Simulantin zu sein, be-

freit werden. Das Chronische Fatigue-Syndrom, wie es zum Beispiel häufig auch bei 

Krebserkrankungen oder bei der Multiplen Sklerose (MS) hervortritt, ist mit grossem Lei-

den verbunden. Die ständige Müdigkeit, das "Wollen, aber nicht Können" zerren an der 

psychischen Widerstandskraft. Es ist nach wie vor schwierig für die Patientinnen und Pa-

tienten. Sie durchlaufen hürdenreiche Behandlungswege, bis sie dann vielleicht bei der 

Lungenliga ein niederschwelliges Trainingsprogramm vom Hausarzt verschrieben erhal-

ten. Es ist aber nicht getan mit Atemtherapie und Verhaltensstrategien. Für eine wirkungs-

volle Heilung braucht es eine ganzheitliche Behandlung des kranken Menschen, und dafür 

sollten die entsprechenden Gefässe geschaffen werden. Mit der jetzigen Diskussion schaf-

fen wir immerhin die Basis für eine Sensibilisierung und nehmen den an CFS Leidenden 

das Stigma der Simulantin oder des Simulanten. Es braucht aber auch die Finanzierung 

einer ganzheitlichen Therapie, damit diese Menschen wieder ihre volle Kraft erlangen kön-

nen. Und dafür braucht es ein kantonales Commitment und nachhaltige Massnahmen. 

 

Regierungsrat Urs Martin: Wieder einmal eine Diskussion zu Covid; ich bin fast ein wenig 

aus der Übung geraten. Es ist ein schwieriges Thema, auch hier. Es sind Leute mit schwie-

rigen Symptomen, die sehr einschränkend sind. Teilweise müssen sie im Dunkeln bleiben, 

sie sind schlapp, sie sind schwach, sie können nicht mehr am Alltag teilhaben. Diese Fälle 

gibt es, und das ist sehr bedauerlich. Die Interpellantinnen haben eindrücklich geschildert, 

wie diese Fälle ablaufen. Es ist klar – wie so oft bei Covid: beim Impfen, beim Testen, beim 

Contact Tracing –, immer, wenn etwas vorkommt, dann muss es sofort erledigt sein. Das 

ist immer der Anspruch, der bei diesem Thema herrscht, genau gleich wie bei der Pande-

mie, während der man sich zeitweise nur noch für die an Covid verstorbenen Personen 

interessiert hatte und alle anderen Todesfälle, die gleichzeitig stattfanden, irrelevant wa-

ren, obwohl diese genau so tragisch waren. Es gibt diese Fälle, und das ist bedauerlich. 
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Und jetzt fragen die Interpellantinnen zu Recht, weshalb dieses Problem nicht schon be-

handelt worden sei und weshalb es keine massgeschneiderte Lösung gebe. "Kanton, Du 

hast versagt! Du bist für die Gesundheitsversorgung zuständig." Relativ einfach, nicht? 

Nun, erstens: Es ist kein Thurgauer Problem, es ist kein Schweizer Problem – es ist ein 

internationales Problem. Zweitens: Der aktuelle Stand des medizinischen Wissens ist noch 

sehr beschränkt. Drittens: Im Unterschied zu einer Person, die nicht mehr gehen kann, die 

beispielsweise Hüftbeschwerden hat und bei der Sie wissen, mit einer Prothese das Prob-

lem wieder beheben zu können, ist hier die Lage viel komplizierter, weil Sie keine eindeu-

tige Diagnose haben, auch keine Biomarker. Sprich: Es gibt diese Fälle, die sind wirklich 

sehr einschneidend, und ich möchte das überhaupt nicht schönreden. Aber: Wie wollen 

Sie etwas, von dem Sie nicht wissen, wie es genau entsteht, respektive noch nicht wissen, 

wie es genau entsteht, dann auch schlüssig therapieren? Alle von Ihnen haben gesagt, 

der Kanton "müsse" jetzt. Was muss der Kanton? Es wurde gesagt: "Massgeschneiderte 

Angebote". Es gibt Angebote im Kanton Thurgau, die wurden teilweise nicht mehr genutzt. 

Es wurde gesagt, es gebe ganz viele Betroffene. Mag sein, ich weiss es nicht. Ich kann 

Ihnen aber sagen: Seit der Kanton die Massnahmen eingestellt hat, habe ich keine einzige 

Beschwerde erhalten. Keine. Es hat sich niemand bei mir gemeldet, dass man hier 

schlecht behandelt würde und ich habe auch von den behandelnden Institutionen nie ge-

hört, dass man irgendwelche Kapazitätsengpässe gehabt hätte. Ich habe von Betroffenen 

nie gehört, dass die Qualität der Behandlung schlecht wäre. Auch hier: Wir wissen nicht 

viel. Es ist also nicht so einfach, dass man einfach sagen könnte, weil es diese schweren 

Fälle gibt: "Also, Kanton, wieso hast Du die nicht schon lange therapiert, damit es sie nicht 

mehr gibt?" Es ist ein bisschen wie bei Krebserkrankungen vor 50 Jahren: Da wusste man 

bei vielen Krankheiten, die heute behandelt werden können, auch noch nicht, was man 

hätte tun können. Nur weil es hier um Covid geht, sagt man, es müsse sofort erledigt 

werden, obwohl man international noch nicht genau weiss, wie man mit diesen Leuten 

umgehen kann. Das ist leider Gegenstand der ganzen Forschung. Insofern sind wir in 

einer Situation, in der wir einzelne Bürgerinnen und Bürger haben, die betroffen sind. Das 

ist unbestritten, und das ist sehr bedauerlich. Aber das Problem, wie wir diesen Bürgern 

genau helfen könnten, das ist völlig offen, weil international keine Definition existiert für 

die genaue Krankheit und weil international noch keine gesicherte Therapie existiert, die 

auch wirklich zum Erfolg führt. So sind leider die Fakten, und daran orientieren wir uns. Es 

gibt Angebote im Kanton Thurgau; falls diese Angebote nicht genutzt werden, weil sie 

qualitativ nicht genügen würden oder nicht zielführend wären, dann müsste man auf mich 

zukommen. Kantonsrätin Isabelle Vonlanthen-Specker hat gesagt, es brauche einen run-

den Tisch. Falls es das braucht, bin ich gerne dazu bereit. Aber ich kann Ihnen sagen, ich 

habe keinerlei Beschwerden bezüglich dieser Thematik gehabt, und insofern ist es auch 

schwierig herauszufinden, wie viele Personen im Thurgau genau betroffen sind. Sind es 

wenige, sind es viele? Auch hier drin wurden ganz viele verschiedene Zahlen genannt. 

Wir wissen in dieser Angelegenheit effektiv noch sehr wenig, und weil wir so wenig wissen, 
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können wir nicht einfach ein Patentrezept für jeden einzelnen Fall anwenden, ähnlich wie 

bei einer Hüftprothese, bei der Sie das dann einfach erledigen können, und die Person hat 

dann wieder für 25 Jahre eine gute Lebensqualität. Die Dinge sind leider ein wenig kom-

plexer. Ja, es gibt diese Fälle; es ist offen, wie viele es genau sind. Wir werden je länger 

es geht, desto mehr erfahren, aber es ist nicht so, dass ein spezieller Missstand bestehen 

würde. Fakt ist: Die Angebote, die bestehen, werden immer weniger genutzt. Aber wir 

müssen an dieser Thematik dranbleiben. Braucht es dazu einen runden Tisch, bin ich 

gerne dazu bereit. 

 

Diskussion – nicht weiter benützt. 

 

Präsident: Das Geschäft ist erledigt. 

 

 



 Protokoll des Grossen Rates vom 23. Oktober 2024 

 9/22 

4. Ersatzwahl eines Mitglieds der Rekurskommission in Anwaltssachen für den 

Rest der Amtsdauer (24/WA 17/46) 

 

Präsident: Markus Bürgi, der heute als frischvereidigter Kantonsrat unter uns weilt, hat 

mit Schreiben vom 7. August 2024 und infolge Nachrücken in den Grossen Rat seinen 

Rücktritt aus der Rekurskommission in Anwaltssachen per 30. September 2024 erklärt. 

Gemäss § 58 der Geschäftsordnung findet für die Besetzung der erwähnten Funktion eine 

geheime Wahl statt. Die Ersatzwahl wurde gemäss Geschäftsordnung des Grossen Rates 

durch die Fraktionspräsidienkonferenz vorbereitet. Es liegt allerdings kein gemeinsamer 

Wahlvorschlag der Fraktionen vor. Für das zu besetzende Amt kandidieren in alphabeti-

scher Reihenfolge: Urs Weber, nominiert von der SVP, Frank Zellweger, nominiert von der 

FDP, und Stephan Zlabinger, nominiert von der GLP. Ich eröffne die Diskussion zu den 

Kandidaturen. 

Diskussion – nicht benützt. 

 

Präsident: Ich bitte die Stimmenzählerinnen und Stimmenzähler, die Wahlzettel auszutei-

len. Sie erhalten nicht nur den Wahlzettel für den ersten Wahlgang, sondern aufgrund der 

drei Kandidaturen auch gleich jene für einen allfälligen zweiten und/oder dritten Wahlgang, 

womit auch gesagt ist, dass es heute nicht mehr als drei Wahlgänge geben wird. Sollte 

der Fall eintreten, dass selbst nach einem dritten Wahlgang kein Kandidat das absolute 

Mehr erreicht, geht das Wahlgeschäft zurück an die Fraktionspräsidienkonferenz. 

 

1. Wahlgang 

 

Ratssekretär Konrad Brühwiler verliest das Protokoll der geheimen Wahl: 

Gesamtzahl der eingezogenen Wahlzettel 121 

- davon leer       0 

- davon ungültig      0 

Massgebende Wahlzettel 121 

Absolutes Mehr     61 

 

Es erhielten Stimmen: 

Urs Weber     48 

Stephan Zlabinger    26 

Frank Zellweger     46 

Vereinzelte       1 

 

Präsident: Kein Kandidat hat das absolute Mehr erreicht. Wir führen einen zweiten Wahl-

gang durch. 

 



 Protokoll des Grossen Rates vom 23. Oktober 2024 

 9/23 

Hermann Lei, SVP: Im Vorfeld des zweiten Wahlganges möchte ich Ihnen Folgendes 

mitteilen: Es ist unsere tiefe Überzeugung, dass in Gremien alle relevanten Kräfte ausge-

wogen vertreten sein müssen. Das ist die Konkordanz, und entsprechend dem Proporz-

prinzip sollte das auch hier so sein. Das ist wichtig für die Wirkung auf die Rechtsunter-

worfenen, dass so eine ausgewogene Verteilung stattfindet. Wir halten diese ein, immer, 

uns ist das wichtig. Hier ist das bis jetzt nicht der Fall. Wir stellen einen guten Kandidaten, 

einen hervorragenden Kandidaten mit ausgewiesenem Leistungsausweis. Urs Weber ist 

ein Richter. Ich denke, diesem Gremium, das leicht anwaltslastig besetzt ist, tut das gut. 

Ich bin selber Anwalt, aber ich denke, für ein Gremium, das Anwälte beurteilen muss, kann 

es nicht schaden, wenn eben auch ein anderer Bereich und auch ein wesentlicher Teil 

unserer Bevölkerung hier vertreten ist. Ich kann Ihnen unseren Kandidaten also nur 

wärmstens empfehlen, und ich darf insbesondere, liebe Kollegen der GRÜNEN, der 

Mitte/EVP und der SP-Fraktion, darauf hinweisen, dass auch Sie gerne von diesem Prinzip 

profitieren dürfen und dass wir das eben auch Ihnen gegenüber einhalten. Ich darf Sie 

deshalb höflich einladen, dieses wichtige Prinzip beim nächsten Wahlgang in Ihre Überle-

gungen einzubeziehen und unseren Urs Weber auf Ihre Karte zu schreiben. Danke. 

 

Diskussion – nicht weiter benützt. 

 

2. Wahlgang 

 

Ratssekretär Gabriel Walzthöny verliest das Protokoll der geheimen Wahl: 

Gesamtzahl der eingezogenen Wahlzettel 121 

- davon leer       1 

- davon ungültig      0 

Massgebende Wahlzettel 120 

Absolutes Mehr     61 

 

Es erhielten Stimmen: 

Urs Weber     53 

Stephan Zlabinger    11 

Frank Zellweger     55 

Vereinzelte       1 

 

Präsident: Wiederum hat kein Kandidat das absolute Mehr erreicht. Wir führen somit ei-

nen dritten und letzten Wahlgang durch. 

 

Nicole Zeitner, GLP: Aufgrund des Wahlresultates zieht sich unser hervorragend qualifi-

zierter Kandidat Stephan Zlabinger zurück. Die GLP-Fraktion dankt ihm herzlich für seine 

Kandidatur. 
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Diskussion – nicht weiter benützt. 

 

3. Wahlgang 

 

Ratssekretär Konrad Brühwiler verliest das Protokoll der geheimen Wahl: 

Gesamtzahl der eingezogenen Wahlzettel 121 

- davon leer       1 

- davon ungültig      0 

Massgebende Wahlzettel 120 

Absolutes Mehr     61 

 

Es erhielten Stimmen: 

Urs Weber     56 

Stephan Zlabinger      1 

Frank Zellweger     61 

Vereinzelte       2 

 

Präsident: Gewählt ist somit Frank Zellweger als Mitglied der Rekurskommission in An-

waltssachen. Im Namen des Grossen Rates gratuliere ich herzlich zur Wahl. Ich wünsche 

Ihnen bereits heute einen guten Start in der neuen Funktion und viel Freude bei dieser 

ehrenvollen Tätigkeit. 
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5. Änderung des Gesetzes über das Halten von Hunden (20/GE 27/528) 

 

2. Lesung 

 

Präsident: Wir kommen zur zweiten Lesung und diskutieren die nach der ersten Lesung 

unveränderte Fassung als Ganzes. Dabei hat die Kommissionspräsidentin, Kantonsrätin 

Priska Peter, zuerst das Wort, sofern sie das Wort auch wünscht. 

 

Kommissionspräsidentin Priska Peter, SVP: Ich habe keine Bemerkungen. 

 

Diskussion – nicht benützt. 

 

Präsident: Wir haben die Vorlage in 2. Lesung in Rekordtempo durchberaten. Möchte 

jemand auf einen Paragrafen zurückkommen? Das ist nicht der Fall. Die Redaktionslesung 

und Schlussabstimmung werden für die nächste Ratssitzung traktandiert. 
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6. Interpellation von Matthias Kreier, Erika Hanhart, Josef Gemperle, Stefan 

Leuthold, Martin Nafzger vom 30. August 2023 "Carbon Farming – wo steht der 

Thurgau?" (20/IN 52/559) 

 

Beantwortung 

 

Präsident: Die Antwort des Regierungsrates liegt schriftlich vor. Die Interpellantinnen und 

Interpellanten, vertreten durch Kantonsrat Josef Gemperle, haben zuerst das Wort für eine 

kurze Erklärung, ob sie mit der Beantwortung einverstanden sind. 

 

Josef Gemperle, Die Mitte/EVP: Wir haben hier bei dieser Interpellation die spezielle 

Konstellation, dass zwei der fünf Vorstösser nicht mehr im Rat sind. Gemäss Parlaments-

diensten wird dann der Sprecher der Interpellanten aufgrund der Reihenfolge der Unter-

zeichnenden ermittelt, und deshalb stehe ich hier. "Carbon Farming" ist, mindestens was 

den Begriff betrifft, wenig bekannt und war meines Wissens in diesem Rat noch kaum 

Thema eines Vorstosses. Eine kurze Ratsdebatte ist aus dieser Sicht sicher wünschens-

wert, und ich stelle den Antrag auf Diskussion. 

 

Abstimmung: 

Diskussion wird mit 96:3 Stimmen bei 3 Enthaltungen beschlossen. 

 

Josef Gemperle, Die Mitte/EVP: Ich bedanke mich herzlich für die Zustimmung zur Dis-

kussion. Namens der Interpellanten bedanke ich mich auch bei der Regierung für die 

gründlichen Abklärungen und die aus meiner Sicht auch stimmigen Antworten. Aber was 

ist "Carbon Farming" überhaupt? Wir Vorstösser haben es so zusammengefasst: Unter 

"Carbon Farming" werden alle landwirtschaftlichen Methoden zusammengefasst, die von 

Menschen freigesetztes CO2 wieder in die landwirtschaftlichen Böden zurückführen kön-

nen. Dies ist ein wichtiger Bereich der nachhaltigen Landwirtschaft und verfolgt das Ziel, 

mehr Kohlenstoff zu binden und auf diese Weise die Klimaerwärmung abzuschwächen. 

Nun, der Regierungsrat sieht es so: "Carbon Farming ist ein Konzept aus der regenerati-

ven Landwirtschaft, das die Regeneration des Bodens und insbesondere des Bodenle-

bens in den Mittelpunkt seiner Bemühungen stellt." Agroscope beschreibt es so: "Carbon 

Farming beschreibt landwirtschaftliche Techniken, die CO2 aus der Atmosphäre entziehen 

und Kohlenstoff in Agrarökosystemen zum Beispiel als Biomasse oder organische Boden-

substanz speichern. Es ist ein wichtiger Baustein zum Klimaschutz." Das sagt also auch 

die Forschung. Bereits heute gibt es in der EU und auch in der Schweiz verschiedene 

private und öffentliche Initiativen, die Landwirte für ihre Klimadienstleistungen vergüten. 

Interessant sind sicher auch die Ausführungen des Bundesrates im Bericht zum Postulat 

von Jacques Bourgeois, bis vor einiger Zeit Direktor des Schweizerischen Bauernverban-
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des. Der Regierungsrat schreibt in der Beantwortung: "Der Bericht zeigt auf, dass ein op-

timaler Gehalt an organischem Bodenkohlestoff die CO2-Emissionen eindämmt, die Bo-

denqualität verbessert und dabei das Klima schützt." Und als Quintessenz würden im Be-

richt zwei Prioritäten identifiziert: "Einerseits soll der Verlust an organischer Substanz in 

organischen Böden wie Mooren verhindert werden. Andererseits soll der Gehalt an orga-

nischer Substanz in landwirtschaftlich genutzten mineralischen Böden erhalten und erhöht 

werden." Diese zentralen Aussagen kann ich und mit mir unsere gesamte Fraktion Die 

Mitte/EVP unterstützen. Und damit komme ich bereits zu meinen abschliessenden per-

sönlichen Bemerkungen: Ich bin seit über 40 Jahren als Bauer im etwas höher gelegenen 

Tannzapfenland tätig und habe bereits in den ersten praktischen Jahren auf meinem Be-

trieb, auf unserem Hof, in der Praxis feststellen können, dass Humusaufbau und organi-

sche Substanz die zentralen Elemente für gute und sichere Erträge im Futterbau sind. 

Dasselbe gilt wohl noch vielmehr auch im Ackerbau, aber da lasse ich meine Kolleginnen 

und Kollegen vom Unterland gerne ihre Ausführungen machen. Über die Jahre habe ich 

festgestellt, dass humusreiche Böden in extremen Wettersituationen, sei es nun bei Tro-

ckenheit oder auch bei Nässe, gegenüber humusarmen Böden nochmals viel besser ab-

schneiden wie ohnehin schon bei gutem, wüchsigem Wetter. Der Unterschied der Böden 

in der Qualität zeigt sich also vor allem in Extremsituationen, in Stresssituationen. Ein hu-

musreicher Boden ist offensichtlich gerade in diesen Situationen ein sehr guter und ver-

lässlicher Nährstoffspeicher. Das habe ich immer als Praktiker daraus geschlossen. Ge-

nau gleich – und das ist das, was jetzt eben von der Forschung auch bewiesen wird – 

verhält sich das offenbar mit der Speicherung des Kohlenstoffes im Boden. Aufgrund die-

ser offensichtlichen Vorteile ist es für mich unverständlich – das möchte ich hier noch ge-

sagt haben –, dass immer wieder auch die Tierhaltung in der Landwirtschaft angegriffen 

wird. Meine lieben Kolleginnen und Kollegen: Hofdünger sind sehr wertvolle Dünger. Sie 

ersetzen im grossen Stil – auf unserem Betrieb zu 100 % – die mineralischen Dünger. Die 

Produktion von mineralischem Dünger geht immer einher mit einem grossen CO2-Aus-

stoss. Hofdünger sind zentral für einen guten Humusaufbau und ermöglichen eben eine 

echte Kreislaufwirtschaft, wie es sich hier so viele Menschen in diesem Land wünschen. 

Auch gut arbeitende Kompostierbetriebe, das möchte ich hier auch erwähnen, leisten be-

sonders wertvolle Arbeit, denn guter Kompost ist wie gute Gärgülle aus Biogasanlagen, 

aus meiner Sicht Gold wert. Vergärung von Grüngut in der Biogasanlage mit anschlies-

sender Kompostierung scheint mir besonders bei Grüngutssammlungen von Gemeinden 

eine sehr gute und auch anzustrebende Kombination. Diesen Eindruck habe ich übrigens 

auch bei einer Besichtigung einer entsprechenden Anlage anlässlich der Jubiläums-Ge-

neralversammlung vom Kompostforum Ostschweiz mit nach Hause genommen. Und was 

ich auch mitgenommen habe: Biogasanlagenbetreiber und Kompostierer sollten noch viel-

mehr zusammenarbeiten. Nicht nur, um den behördenverbindlichen Planungsgrundsatz 

4.2 M aus dem Richtplan "Die Vergärung mit Nutzung der Energie ist der reinen Kompos-

tierung vorzuziehen" möglichst umzusetzen. Der Einsatz nebenbei von Pflanzenkohle ist 
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in den letzten Jahren stark propagiert worden, zu Recht aus meiner Sicht. Der Einsatz hat 

aber auch seine Tücken, denn der Erfolg ist abhängig davon, wie zuverlässig sauberes 

Holz ohne Schadstoffe beim Verkohlen eingesetzt wird. Auch wenn eine zuverlässige 

Messbarkeit der CO2-Einlagerungen im Boden bald möglich scheint, steht aus meiner 

Sicht eine monetäre Vermarktungsmöglichkeit von entsprechenden Zertifikaten nicht im 

Vordergrund. Hingegen, was ich fordere ist, und das ist zwingend, dass diese Senken in 

der CO2-Bilanz der Betriebe auch berücksichtigt werden. Für mich wenig überraschend ist 

die Antwort betreffend Kohlenstoffgehalt von in Biogasanlagen erzeugter Gärgülle, denn 

Gärgülle ist ein äusserst wertvoller organischer Dünger für den Acker- und Futterbau, und 

erfahrungsgemäss lassen sich damit sehr gute Pflanzenbauerträge erreichen. Durch den 

Vergärungsprozess mit kontinuierlicher Durchmischung der Biomasse resultiert eine ho-

mogene, fliessfähige Struktur der Gülle mit sehr vielen Umweltvorteilen. Und ganz zum 

Schluss noch dies: Wo steht unser Kanton? Wo steht der Kanton Thurgau in diesen Fra-

gen? Der Regierungsrat hat seine Sicht aufgezeigt. Für mich das Schönste und auch das 

Wichtigste: Für einmal gibt es hier glücklicherweise keine nennenswerten Zielkonflikte. 

Gut durchlüftete, durchwachsene Böden mit vielen Regenwürmern und einem entspre-

chend guten Humusaufbau eignen sich bestens für die Produktion von Nahrungsmitteln 

mit guten Ernteerträgen. Und die Regenwürmer wiederum dienen zahlreichen Vogelarten 

als Nahrung, was wieder viele andere gute Vorteile hat. Und was das Schönste ist im 

Zusammenhang mit diesem Thema: Man kann in solchen Böden mit guter Durchlüftung 

eine langfristig intakte Kohlenstoffspeicherung erzeugen. Dies erfolgt unter mikrobiellem 

Einfluss und insbesondere durch die Tätigkeit von Regenwürmern und wirkt sich positiv 

auf die Stabilität, sowohl auf die Nährstoffspeicherung der Böden, aber auch auf die Hu-

musbildung aus. Humusreiche, biologisch hochaktive Böden bringen gesunde, robuste 

Pflanzen, die weniger - im Idealfall gar keinen - Pflanzenschutz mehr benötigen. Und vom 

Regierungsrat kaum erwähnt und trotzdem ganz wichtig: Nutztiere sind integraler Bestand-

teil der regenerativen Landwirtschaft. Eine widerstandsfähige und rentable Landwirtschaft, 

welche die Lebensgrundlage Boden regeneriert, gesunde Lebensmittel produziert und ei-

nen positiven Beitrag für das Klima und die Wasserqualität leistet, ist möglich und muss 

unser aller Ziel sein. 

 

Martin Nafzger, SP und Gew.: Ich spreche im Namen der Fraktion SP und Gewerkschaf-

ten. Wir danken dem Regierungsrat für die Beantwortung der Interpellation. "Carbon Far-

ming", was ist das? Vor dem 30. August letzten Jahres hatte ich noch nie von diesem 

Begriff gehört, und je mehr man im Internet sucht, umso unübersichtlicher wird es. Dies 

wird auch vielen Landwirten im Kanton Thurgau gleich gehen. Als Gärtner hat man in der 

Grund- und Fortbildung das Fach "Bodenkunde" und lernt, dass mit dem Gut "Boden" 

sorgsam umzugehen ist, auch dass Humus nicht gleich Humus ist. Humus ist die abge-

storbene, organische Substanz im Boden, also Tiere und Pflanzen. Was landläufig als 

Humus bezeichnet wird, ist der Oberboden, der je nachdem 4 bis 8 % Humus enthält. Nun 
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zurück zur Beantwortung. Hier sind alle Möglichkeiten aufgezeigt, die unsere Landwirte 

haben, um Carbon im Boden anzureichern: von sorgsamem Umgang bei der Bodenbear-

beitung, über Einarbeitung von Kompost und Hofdünger bis zur Zwischenbegrünung von 

kahlen Ackerflächen. Wichtig erscheint mir hier nun die Aufklärungsarbeit der Forschungs-

anstalten, um den Landwirten dieses Thema näherzubringen. Vielleicht braucht es auch 

finanzielle Anreize zur Umstellung. 

 

Simon Weilenmann, GRÜNE: Wie kann der Humus im Ackerboden gesteigert werden? 

Sollen Landwirte und Landwirtinnen Geld dafür erhalten, wenn sie den Humusgehalt in 

ihren Böden erhöhen, zum Beispiel mit Hilfe von CO2-Zertifikaten, die an Unternehmen 

verkauft werden können? Ich danke den Interpellanten für die gestellten Fragen zu "Car-

bon Farming" und der Regierung für die gute und interessante Beantwortung. Durch die 

Art der Bewirtschaftung beeinflussen Landwirte den Humusgehalt in ihren Böden, der Hu-

mus und allgemein ein gesunder Boden ist für die Landwirtschaft von zentraler Bedeutung. 

Nur durch den Erhalt eines fruchtbaren Bodens ist langfristig die Produktion von Nahrungs-

mitteln gewährleistet, der Klimaschutz ist dabei ein Nebeneffekt. Leider ist durch die heu-

tige Bewirtschaftung auf den meisten Ackerflächen die Tendenz, den Humus zu verlieren. 

Deshalb geht es in erster Linie darum, den Verlust von Bodenkohlenstoff zu verhindern. 

Dazu muss die gesamte landwirtschaftliche Produktion nachhaltiger und ökologischer wer-

den. Der zu einseitige Fokus auf die Kohlenstoffbindung und den damit verbundenen Zer-

tifikathandel birgt die Gefahr von absurden Anreizen. Viel besser ist es, mit wirkungsvollen 

Massnahmen einen fruchtbaren Boden zu fördern. Es gibt verschiedene Produktionsfor-

men, wie die regenerative Landwirtschaft, die Permakultur oder den Biolandbau, die er-

folgreich aufzeigen, wie ein ressourcen- und bodenschonender Anbau funktioniert. Klima-

schutz durch "Carbon Farming" ist mit rein ackerbaulichen Massnahmen nur bedingt zu 

erreichen. Das Vermeiden von CO2-Emissionen in der Landwirtschaft und Ernährung, wie 

es auch die Klimastrategie des Kantons will, ist von zentraler Bedeutung und sollte aus 

meiner Sicht vorangetrieben werden. 

 

Beat Stump, SVP: Ich spreche für die SVP-Fraktion. Der Regierungsrat hat die sieben 

Fragen zu diesem sehr komplexen Thema ausführlich beantwortet. Meine Vorredner, die 

Ratskollegen Josef Gemperle, Martin Nafzger und Simon Weilenmann, haben den Begriff 

"Carbon Farming" weiter präzise erklärt. Ich möchte es kurz halten und erklären, dass der 

Verband Thurgauer Landwirtschaft (VTL) mit diversen Massnahmen dran ist; wobei das 

Einbringen von Kohle nicht so einfach ist. Um das gewünschte Resultat zu erreichen, muss 

gerade diese Kohle hervorragende Qualität haben. Das ist genau noch das Problem, so-

wie auch die genauen Messtechniken. Hier kann ich noch anbringen, dass im Gemüsebau 

sogar in dieser Hinsicht etwas gemacht wird: Es wird mittels Kohlenteilen in Erdpresstöp-

fen – das sind die Jungpflanzen, die man dann in die Erde bringt – Kohle in die Böden 

eingebracht. Aber es ist noch eine sehr teure Variante. 
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Stefan Leuthold, GLP: Die GLP-Fraktion dankt dem Regierungsrat für die fundierte Be-

antwortung der vorliegenden Interpellation. Gerne haben wir zur Kenntnis genommen, 

dass das Bildungs- und Beratungszentrum (BBZ) Arenenberg mit seinem Engagement 

nahe am Thema "Carbon Farming" dran ist und dieses Wissen auch aktiv weitervermittelt. 

"Carbon Farming" beinhaltet eine Palette von möglichen Massnahmen, um CO2 durch 

Rückführung in landwirtschaftliche Böden zu binden und damit gleichzeitig Mehrertrag zu 

erhalten. Dazu gehören unter anderem die bodenschonende Bearbeitung für mehr Hu-

musaufbau, eine Optimierung der Fruchtfolge für die bessere Regeneration des Ackerbo-

dens oder auch die Einlagerung von Kohlenstoff durch Einbringen von Pflanzenkohle in 

den Boden. Regenwürmer spielen in diesem Zusammenhang eine zentrale Rolle. Sie sind 

unerlässlich für die Gesundheit und Fruchtbarkeit des Bodens und unterstützen durch ihre 

Aktivitäten zahlreiche ökologische Prozesse. Am wohlsten fühlen sich Regenwürmer in 

lockeren, gut durchlüfteten Böden mit hohem organischem Materialanteil, welche ohne 

Pestizide oder Chemikalien bearbeitet werden. Ich wiederhole es gerne noch einmal, weil 

es wichtig ist: Am wohlsten fühlen sich Regenwürmer in lockeren, gut durchlüfteten Böden 

mit hohem organischem Materialanteil, welche ohne Pestizide oder Chemikalien bearbei-

tet werden. Die GLP-Fraktion sieht "Carbon Farming" als Teil der Lösung, um CO2 im 

Boden zu sequestrieren. Wir stellen aber auch fest, dass die dauerhafte Speicherung von 

CO2 im Boden nicht so einfach ist, wie es klingt. Dazu kommt, dass Veränderungen nur 

über längere Zeiträume festgestellt werden können. Auch bringt der Einsatz von Pflanzen-

kohle in unseren Breitengraden offenbar nur einen beschränkten produktiven Nutzen. Wir 

begrüssen den Hinweis auf den Massnahmenplan Biodiversität in der Antwort zu Frage 7. 

Bis 2028 sollen im Thurgau insgesamt 90 Hektaren ehemalige Feuchtgebiete wieder ver-

nässt werden, damit sie langfristig zu Mooren werden und CO2 binden können. Wir sehen 

dies als weiteren Schritt in eine gute Richtung und hoffen, dass dies gelingt. Der Zeitplan 

ist ambitioniert. Nebst "Carbon Farming" sind viele andere Massnahmen nötig, um den 

CO2-Ausstoss mittel- und langfristig ins Lot zu bringen. Setzen wir deshalb den Hebel auch 

dort an, wo CO2 entsteht: Indem wir auf erneuerbare Energien setzen, weniger tierische 

Produkte konsumieren, weniger Abfall produzieren und umweltfreundliche Verkehrsmittel 

benutzen. 

 

Daniel Eugster, FDP: "Carbon Farming", ein zurzeit sehr aktuelles – hochaktuelles – und 

zukunftweisendes Thema, das gerade für einen landwirtschaftlich geprägten Kanton wie 

den Thurgau von grosser Bedeutung ist. Die Antworten der Regierung zu dieser Interpel-

lation sind informativ, fast wie eine lehrreiche Vorlesung. Sie bestätigen, dass "Carbon 

Farming" beim Kanton angekommen ist und dass zahlreiche Massnahmen zur Verbesse-

rung der derzeitigen Situation umgesetzt werden. Das ist erfreulich und zeigt, dass wir uns 

auf dem richtigen Weg befinden. Allerdings bleiben für mich Fragen offen: Wie kann die 

Wirkung dieser Massnahmen für uns als Laien nachvollziehbar und messbar gemacht 
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werden? Also, ich stelle hier im Rat fest: Es sind nicht alles Laien. Aber ich fühle mich bei 

diesem Thema als Laie, und dies führt mich zu einer weiteren zentralen Frage: Was sollen 

die Fragen dieser Interpellation bewirken? Geht es wirklich darum, das Thema auf eine 

öffentliche Plattform zu bringen oder etwas zu bewirken? Es ist zu hinterfragen, ob es nicht 

andere und effektivere Möglichkeiten gibt, um solchen Themen Gehör zu verschaffen. 

Denn am Ende des Tages sind wir hier im Grossen Rat, um zu gestalten und etwas zu 

bewirken, nicht um wissenschaftliche Diskussionen zu führen, die besser in Fachgremien 

aufgehoben sind. Lassen Sie uns nicht in theoretischen Diskussionen verharren. Stattdes-

sen sollten wir uns darauf konzentrieren, "Carbon Farming" so zu gestalten, dass es für 

die Landwirtschaft im Thurgau ein echter Gewinn wird. Dafür braucht es konkrete Taten, 

messbare Ergebnisse und klare Verantwortlichkeiten, und das liegt auch in unserer Hand. 

 

Andreas Sigrist, EDU/Aufrecht: Vielen Dank für die Informationen zu "Carbon Farming". 

Besonderen Dank geht an das Bildungs- und Beratungszentrum Arenenberg. Durch die 

Beteiligung am Projekt "Thematisches Netzwerk Boden" und die Unterstützung der Land-

wirte bei bodenschonenden Anbaumethoden leistet es einen wertvollen Beitrag zur Rege-

neration des Bodens und zur langfristigen Kohlenstoffbindung. Bei der Diskussion um 

"Carbon Farming" sollte berücksichtigt werden, dass die langfristigen Auswirkungen und 

die Effektivität von "Carbon Farming" wissenschaftlich wie auch in der Praxis teilweise 

umstritten sind. Die Einbettung dieses Themas in einen grösseren Zusammenhang ist uns 

wichtig. Und so notwendig CO2-Bindung auch sein mag, so dürfen andere Faktoren wie 

Biodiversität, Wasserschutz, Bodenschutz, Luftqualität oder ökologische und soziale Aus-

wirkungen darob nicht vernachlässigt werden. "Carbon Farming" sollte in eine ganzheitli-

che Strategie integriert sein, um nicht die Landwirtschaft oder die Umwelt sogar zu schä-

digen. Weitere Forschung, an die jeweilige Situation angepasste Massnahmen und ein 

ausgewogenes Management der verschiedenen Faktoren sind erforderlich, um positive 

Effekte zu nutzen und potenzielle negative Folgen zu minimieren. Wir begrüssen es, dass 

der Kanton Thurgau gemäss Regierungsratsbericht bereits jetzt proaktiv handelt und da-

bei zum Schutz der Schöpfung sowohl wissenschaftliche als auch praktische Ansätze ver-

folgt. 

 

Peter Haldemann, SVP: Vielen Dank für die Interpellation und die Antwort des Regie-

rungsrates, die aus meiner Sicht sehr ausführlich und gut differenziert ist. Erlauben Sie mir 

noch einige Bemerkungen als betroffener Landwirt und als Mitglied des Verbands Thur-

gauer Landwirtschaft zu den Fragen 1 bis 3. Zur Frage 1 "Wo steht der Kanton Thurgau?": 

Regenerative Landwirtschaft ist der neue Modebegriff. Teile daraus werden bei uns im 

Thurgau oder in der ganzen Schweiz – notabene in allen "Labels" – bereits seit Generati-

onen umgesetzt, zum Beispiel die Fruchtfolge. Um möglichst viele Landwirte von der Wich-

tigkeit und den sehr guten Ansätzen zu überzeugen – vor allem noch mehr Gründüngung 

und Bodenbedeckungen anzubauen und diese gleichzeitig noch flacher einzuarbeiten, 
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was sehr wichtig ist – haben wir am 30. August 2024 vom Verband Thurgauer Landwirt-

schaft aus, den 3. Herbst-Bodentag durchgeführt. Dieser war – trotz sehr gutem Landwirt-

schaftswetter – mit 120 interessierten Praktikern sehr gut besucht. Selbstverständlich wür-

den wir die Ratsmitglieder an unserem 4. Bodentag, am 29. August 2025, sehr herzlich 

begrüssen. Da können Sie sich ein fundiertes Bild vom Stand der Anwendungen der 

Grundsätze der regenerativen Landwirtschaft im Thurgau und der Zusammenarbeit mit 

Arenenberg und Tänikon machen. Zu Frage 2 "Pflanzenkohle in bester Qualität": Auszu-

bringen ist kurzfristig gesehen empfehlenswert, bindet Schadstoffe und CO2 im Boden. 

Wie wir mittlerweile aber wissen, gibt es sehr unterschiedliche Qualitäten. Wir sind wieder 

an einem Punkt wie einst mit dem Klärschlamm. Gerne können Sie die Bauern im Kanton 

St. Gallen fragen, wie es ist, wenn Sie helfen, die Verdauungsreste der Gesellschaft zu 

entsorgen und Ihnen 50 Jahre später die alleinige Schuld überlassen wird, Sie Ihre Pro-

dukte nicht mehr verkaufen können und mit den Existenzängsten allein gelassen werden. 

Also bitte hier keine Schnellschüsse mehr, deren Fehlwirkungen Sie in 50 Jahren wieder 

den Bauern in die Schuhe schieben müssen, zum Beispiel, weil mit Schwermetall belas-

tete Pflanzenkohle ausgebracht wurde. Zur Frage 3: Die Einlagerung an CO2 im Boden ist 

sehr abhängig von der Kultur, die darauf steht. Falls Sie jetzt aber denken, dass wir nur 

noch Soja oder andere gehypte Hülsenfrüchte anbauen sollten, müssen Sie bedenken, 

dass wir dann wieder eine Monokultur befürworten würden, damit Krankheiten und Schäd-

linge massiv fördern und ein neues Desaster hinauf beschwören. Das mit den Zertifikaten 

ist aus manch bäuerlicher Sicht ein Ablasshandel. Einerseits wollen wir natürlich unsere 

Arbeit für die Gesellschaft – was das Einlagern von CO2 eindeutig ist – in Wert setzen. 

Andererseits wissen wir genau, dass bei solchen Geschäften alle verdienen – ausser dem 

Landwirt: die Firma, die die Zertifikate ausstellt, die Firma, die diese bewirbt, die Firma, 

die sie verkauft und natürlich die Firma, die sie kontrolliert. Die Käufer solcher Papiere sind 

zum Beispiel die Touristen, die mit Flieger oder Kreuzfahrtschiffen verreisen und ihr 

schlechtes Gewissen mit dem Zertifikatskauf beruhigen und aber gleichzeitig damit prah-

len, dass sie klimaneutral in die Ferien gereist sind. Die Dimension des Ablasshandels 

"klimaneutral" ist mittlerweile so gross und absurd, dass Tankstellen sich dieses Prädikat 

mit Zertifikaten erkaufen. Ein perfekteres Beispiel für die Wertschätzung des Handels und 

die Entwertung des Berufstandes, der unsere Nahrung erzeugt, gibt es nicht. Wo dass Sie 

von den Zertifikaten profitieren, bitte ich Sie, sich selber ehrlich zu beantworten. Der Land-

wirt aber darf bei der Berechnung seines Landwirtschaftsbetriebs nicht einmal seinen Wald 

einberechnen, und für ein Trinkgeld pro Hektare soll er ein Zertifikat verkaufen, falls der 

Humusgehalt zunimmt, falls nicht, muss er Strafe zahlen. Bei einer vielfältigen Fruchtfolge 

kann aber, wie schon gesagt, nicht mit allen Kulturen Humus aufgebaut werden. Die Land-

wirtschaft ist daran, möglichst viel Hilfe bei der CO2-Speicherung zu leisten und hilft selbst-

verständlich mit, die besten Methoden herauszufinden. Aber wir wollen einen solch gros-

sen Leistungsauftrag der Gesellschaft auch entsprechend entschädigt haben – und bitte 

nicht subventioniert, sondern in Wert gesetzt. Wie die Antwort des Regierungsrates schon 
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aufzeigt, ist das Thema sehr komplex. Zertifikate auszustellen ist einfach, kompensieren 

ist noch einfacher. CO2 zu binden, ist nicht einfach. Aber die Kommission "Zukunft Land-

wirtschaft" ist dran, beim Thema und bei den Bauern. Selbstverständlich sind gute Ideen 

gefragt. Wir testen Sie gerne mit Ihnen. 

 

Regierungsrat Walter Schönholzer: Kantonsrat Josef Gemperle hat einleitend gefragt, 

was "Carbon Farming" überhaupt sei. Ich gebe es zu, das habe ich mich tatsächlich auch 

zuerst gefragt, als es an die Beantwortung dieser Interpellation ging. Es ist tatsächlich eine 

sehr fachtechnische Interpellation, aber sie beschlägt ein wichtiges, ein komplexes Thema 

aus der regenerativen Landwirtschaft und dem Klimaschutz. Unsere Betriebe in Tänikon 

und am Arenenberg – da wurde auch mehrfach darauf hingewiesen – sind mit der Thema-

tik vertraut, sie sind dort involviert. Sie leisten insbesondere im Bereich der Bildung und 

Beratung, aber auch bei konkreten Projektarbeiten einen wesentlichen Beitrag, damit der 

Landwirtschaftskanton Thurgau an diesem Thema an vorderster Front mit dabei sein kann. 

Und auch der Verband Thurgauer Landwirtschaft (VTL), das wurde ebenfalls erwähnt, ist 

hier ebenfalls aktiv und zieht mit. Also allen diesen Involvierten ganz herzlichen Dank für 

das Engagement. Bei der Beantwortung habe ich, und wohl auch Sie beim Lesen, dann 

auch noch viel über verschiedene Formen von Kohlenstoff, chemischen Reaktionen und 

Pflanzenkohle gelernt. Aber dabei sind von uns auch die Vorbehalte und mögliche Risiken 

von Pflanzenkohle zur Kenntnis genommen worden, und Kantonsrat Peter Haldemann hat 

jetzt soeben gut darauf hingewiesen in seinem Votum, dass es eben auch diese Risiken 

neben den Chancen gibt. Das ist so wie im richtigen Leben auch. Wir brauchen also eine 

enge Begleitung, wir sollten am Thema dranbleiben, aber auch nicht alles einfach 1:1, so 

schnell, schnell umsetzen, weil es eben auch gewisse Risiken dabei gibt. Besten Dank für 

die Diskussion. 

 

Diskussion – nicht weiter benützt. 

 

Präsident: Das Geschäft ist erledigt. 
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Präsident: Wir haben die Traktandenliste der heutigen Sitzung vollständig abgetragen. 

Es ist erfreulich, dass wir – erstmals seit ich im Präsidium bin – das vollständig an der 

gleichen Sitzung gemacht haben. Das darf in Zukunft auch so bleiben. Die nächste Rats-

sitzung findet am 6. November 2024 als Halbtagessitzung in Weinfelden statt. 

 

Es sind noch folgende Neueingänge mitzuteilen: 

- Einfache Anfrage von Ueli Keller vom 23. Oktober 2024 "Kinder in der Nothilfe" 

 Einfache Anfrage von Robin Spiri vom 23. Oktober 2024 "Bargeldlose Automaten auf 

Kantonsgebiet" 

- Interpellation von Stefan Leuthold, Cornelia Hasler-Roost, Patrick Siegenthaler mit 20 

Mitunterzeichnenden vom 23. Oktober 2024 "Entfremdung: Welche Unterstützung er-

halten Betroffene im Thurgau" 

- Motion von Oliver Martin, Marcel Wittwer, Jacob Auer, Didi Feuerle, Sandrine Nikolic-

Fuss mit 55 Mitunterzeichnenden vom 23. Oktober 2024 "Abschaffung des regierungs-

rätlichen Ruhegehalts" 

- Parlamentarische Initiative von Robin Spiri, Barbara Dätwyler Weber, Alexander Sigg, 

Andreas Sigrist, Judith Ricklin, Patrick Siegenthaler mit 53 Mitunterzeichnenden vom 

23. Oktober 2024 "Maximaler steuerlicher Abzug der Krankenkassenprämien der Re-

alität anpassen" 

 

 

Ende der Sitzung: 12.03 Uhr 
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